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Mittheilungen aus der Praxis: 
ur Frage, inwieweit bei der Genehmigung einer Betriebsanlage auf den Um⸗ 
ſtand Rückſicht zu nehmen ſei, daß die Traeirung einer Eiſenhahnlinie über 
den Baugrund bereits principiell genehmigt, die politiſche Begehung diefer 
Linie aber noch nicht vorgenommen wurde. 

Der Pächter einer Gemeindejagd muß dieſen Pacht bis zur ſtipulirten Dauer ein⸗ 
halten und kann während der laufenden Pachtperiode nicht kündigen. — Die 
durch den Pächter in Folge abfichtlicher Nichtentrichtung des fälligen Pacht⸗ 
zinſes erzwungene Auflöſung des Pachtvertrages kann demſelben nicht zum 
Vortheil gereichen, ſondern der Pächter bleibt nicht nur für die Koſten der 
neuen Licitationsvornahme, ſondern auch in dem Falle, als hierbei ein ge⸗ 
ringerer als der bisherige Pachtzins erzielt werden ſollte, für die daraus 
in der Zeitdauer, für welche der Pachtvertrag von ihm eingegangen war, 
ſich ergebende Differenz des Pachtvertrages in Haftung. — Die Einbringung 
des fälligen Jagdpachtzinſes hat im Wege der politiſchen Execution zu er⸗ 
folgen, und iſt hierfür vor Allem die erlegte Pachtcaution in Anſpruch zu 
nehmen. 

Wenn ein politiſches Straferkenntniß die ſubſidiäre Verpflichtung eines Dritten 
zum Schadenerſatze im Princip ausgeſprochen hat, jo kann es fich vor dem 
Civilrichter nur mehr um die Bemeſſung des Schadens handeln. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, inwieweit bei der Genehmigung einer Betriebsanlage 

auf den Umftand Rückſicht zu nehmen ſei, daß die Tracirung einer 

Eiſenbahnlinie über den Baugrund bereits prineipiell genehmigt, 

die politiſche Begehung dieſer Linie aber noch nicht vorgenommen 
wurde. 

Die Eheleute F., Realitätenbeſitzer in E., ſchritten am 5. März 
1875 bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Sch. um die Genehmi⸗ 
gung zur Betriebsanlage einer Schindelmaſchine und einer Brettſäge 
auf den zu ihrer Wirthſchaft Nr. 26 in E. gehörigen Parcellen 
Nr. 604, 606 und 608 ein. 

Bei der über dieſes Einſchreiten am 14. April abgehaltenen 
commiſſionellen Verhandlung, bei welcher feſtgeſtellt wurde, daß ſich 


die projectirte Anlage auch auf die, den Einſchreitern gehörigen, im 
Geſuche nicht angeführten Parcellen Nr. 603 und 607 erſtrecke, erhob 
der Vertreter der P. P. Bahngeſellſchaft gegen die beabſichtigte Be⸗ 
triebsanlage aus dem Grunde Einſprache, weil auf den Parcellen, auf 
welchen die Geſuchſteller die beiden Waſſerwerke errichten wollten, auch der 
Bahnkörper der Eiſenbahn P. E. zu liegen komme und die politiſche 
Begehung der betreffenden, als Variante genehmigten Strecken bereits 
angeordnet worden ſei, jedoch wegen der großen Schneemaſſen, welche 
eine Beurtheilung des Terrains nicht zuließen, bisher nicht habe ftatt- 
ſinden können. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in Sch. genehmigte unterm 16. April 
die Betriebsanlage mit Benützung des Waſſers aus dem die F.'ſchen 
Grundſtücke durchfließenden Bache und ertheilte gleichzeitig den Bau⸗ 
conſens. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die P. P. Bahngeſellſchaft den 
Recurs, darin ausführend: die vom Handelsminiſterium bereits ge⸗ 
nehmigte Variante in den Profilen 875 bis 933 der Strecke E. K. 
umfaſſe auch die den Eheleuten F. gehörigen Grundſtcke in E., auf 
welchen die Errichtung der beiden Waſſerwerke beabſichtigt werde. Die 
politiſche Begehung ſei wegen ungünſtiger Witterungsverhältniſſe erſt 
Ende April 1875 vorgenommen und hiebei ſeſtgeſtelle worden, daß die 
Trace dieſer Variante über das Grundſtück Parc. Nr. 603 der Kata⸗ 
ſtralgemeinde E. zu gehen habe. Es ſtehe ſohin der Bewilligung zur 
Errichtung der beiden Waſſerwerke die bereits genehmigte Anlage einer 
Eiſenbahn entgegen. Die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in 
Sch. wolle daher behoben und die Eheleute F. mit ihrem Anſuchen 
abgewieſen werden, da dasſelbe mit der Anlage einer öffentlichen 
Eiſenbahn collidire, ſomit aus öffentlichen Rückſichten unzuläſſig ſei. 

Die Statthalterei hat die Entſcheidung der Bezirkshauptmann 
ſchaft behoben und die Reaſſumirung der Verhandlung angeordnet, 
„weil ſich die angefochtene Entſcheidung auch auf die Parcellen Nr. 603 
und 607 erſtrecke, welche weder in dem Einſchreiten der Eheleute F., 
noch in dem bezirkshauptmannſchaftlichen Edicte angeſührt erſcheinen, 
ſomit die Grundlage der commiſſionellen Verhandlung, nämlich die 
nach § 34 der Gewerbeordnung erforderliche ſelbſtverſtändlich richtige 
Beſchreibung der Betriebsanlage vor dem Zeitpunkte der Commiſſion 
von der Partei nicht erbracht war“. 5 

Gegen die Entſcheidung der Statthalterei recurrirten beide Theile 

Die Geſuchſteller behaupteten in ihrem Recurſe, daß es Sache 


der commiſſionellen Verhandlung wäre, im Sinne des $ 36 der Ge⸗ 
werbeordnung maßgebende Umſtände, welche im Geſuche oder in den 
beigebrachten Zeichnungen gar nicht oder unrichtig angegeben ſeien, zu 
erheben, beziehungsweiſe richtig zu ſtellen und der zu fällenden Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde zu legen. 

Die Bahngeſellſchaft recurrirte, weil die Behebung der erſtinſtanz⸗ 
lichen Entſcheidung bloß wegen formeller Gebrechen erfolgt und gleich⸗ 
zeitig die Wiederaufnahme angeordnet worden ſei und ſtellte das Petit 
auf meritoriſche unbedingte Abweiſung des Geſuches der Eheleute F. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 27. November 1875, 
3. 16016 entſchieden, wie folgt: 

„Den Miniſterialrecurs der Eheleute F. findet das M. d. J. 
zurückzuweiſen und die angefochtene Entſcheidung zu beſtätigen, weil 
die politiſche Begehung der principiell genehmigten Variante von Profil 
875 bis 933 der Bahnlinie P. E. bereits angeordnet war und die 
hiebon verſtändigte Bezirkshauptmannſchaft Sch. den aus öffentlichen 
Rückſichten maßgebenden Umſtand, ob und in wieweit mit Rückſicht auf 
den im Zuge befindlichen Eiſenbahnbau die Ausführung der in Frage 
ſtehenden Betriebsanlagen zuläſſig erſcheine, vor ihrer Entſcheidung von 
Amtswegen zu erheben und klarzuſtellen hatte, und weil ferner die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft zur Ertheilung des Banconſenſes nach Maßgabe 
der Beſtimmungen der 88 18 und 82 der Bauordnung überhaupt nicht 
berufen war. Dem weiter vorliegenden Miniſterialrecurſe der P. P. 
Eiſenbahngeſellſchaft, welcher gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung inſo⸗ 
weit gerichtet iſt, als mit derſelben die Reaſſumirung der Verhandlung 
in dieſer Angelegenheit angeordnet wurde, findet das Min. d. J. gleich⸗ 
falls zurückzuweiſen, und dem in dieſem Miniſterialrecurſe geſtellten Be⸗ 
gehren um die meritoriſche unbedingte Abweiſung des Anſuchens der 
Eheleute F. um Genehmigung der projectirten Betriebsanlagen keine 
Folge zu geben, nachdem erſt bei der ageordneten, erneuerten commiſ⸗ 
ſionellen Verhandlung ſicher zu ſtellen ſein wird, ob und eventuell unter 
welchen Bedingungen die Ausführung der einzelnen, hier in Frage ſtehen⸗ 
äen Anlagen insbeſonders auch mit Rückſicht auf den Bahnbau zu⸗ 
läſſig ſei.“ O. B. 


Der Pächter einer Gemeindejagd muß dieſen Pacht bis zur ſtipulirten 
Dauer einhalten und kann während der laufenden Pachtperiode nicht 
kündigen. — Die durch den Pächter in Folge abſichtlicher Nichtent⸗ 
richtung des fälligen Pachtzinſes erzwungene Auflöſung des Pacht⸗ 
vertrages kann demſelben nicht zum Vortheil gereichen, ſondern der 
Pächter bleibt nicht nur für die Koften der neuen Licitationsvor⸗ 
nahme, ſondern auch in dem Falle, als hiebei ein geringerer als der 
bisherige Pachtzins erzielt werden ſollte, für die daraus in der 
Zeitdauer, für welche der Pachtvertrag von ihm eingegangen war, 
ſich ergebende Differenz des Pachtbetrages in Haftung. — Die Ein⸗ 
bringung des fälligen Jagdpachtzinſes hat im Wege der politiſchen 
Execution zu erfolgen, und iſt hiefür vor Allem die erlegte Pacht⸗ 
caution in Anſpruch zu nehmen. 


Mit Entſcheidung vom 28. März 1874, Z. 3506, ſprach das 
Ackerbauminiſterium aus, daß der Pächter einer Gemeindejagd dieſen 
Pacht bis zur ſtipulirten Dauer einhalten müſſe und während der 
laufenden Pachtperiode nicht kündigen könne. Gleichwohl erſuchte der 
Pächter der Gemeindejagd von St. M. dieſe Gemeinde, den bis zum 
Jahre 1878 laufenden Pachtvertrag aufzuheben und auf ſeine Gefahr 
und Koſten die Gemeindejagd neuerlich zu verpachten, weil er ſein 
Domicil wechſeln wolle und in dem künftigen Domicil zu weit von 
St. M. entfernt ſei, als daß er dort die Jagd ausüben könnte. Indeſſen 
ging die Gemeinde auf dieſes Anſuchen nicht em. Darauf erklärte N. 
in einer Eingabe an die Gemeinde, daß ihm unter dieſen Umſtänden 
nichts anderes übrig bleibe, als die Zahlung des Pachtſchillings zu ver⸗ 
weigern, weil alsdann im Sinne des § 8 der Miniſt.⸗Verordnung vom 
15. December 1852 *), die Relicitation der Jagd vom amtswegen vor⸗ 
genommen werden müſſe. Da er nun, bemerkte N. weiter, mit dem 
Jagdpachtſchilling pro 1875 länger denn vier Wochen im Rückſtande ſei, 
ſo bitte er, gegen ihn durch anderweitige Reficitation der Gemeindejagd vorzu⸗ 
gehen. Allein die Gemeinde (ſelbſtſtändige Gemeinde mit eigenem Statut) 
beſchloß, daß dem Anſuchen des Gemeindejagdpächters nicht zu willfahren 
ſei, ſondern daß der Bürgermeiſter erſucht werde, den fälligen Pacht⸗ 


) „Der einjährige Pachtbetrag muß immer vier Wochen vor Beginn des 
Pachtjahres bei ſonſtiger neuerlicher Lieitation des Pachtes auf Koſten und 
Gefahr des Pächters im vorhinein entrichtet werden.“ 
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ſchilling executive hereinzubringen. Dagegen recurrirte N. an die Landes⸗ 
ſtelle und dieſe entſchied wie folgt: „Gemäß § 8 der Miniſt.⸗Verordg. 
vom 15. December 1852 erſcheint die neuerliche Licitation des Jagd⸗ 
pachtes auf Koſten und Gefahr des Klägers geboten, ſobald der Pacht⸗ 
ſchilling vier Wochen vor Beginn des Pachtjahres nicht eingezahlt iſt. 
Der Stadtrath wird demnach aufgeſordert, die Relicitation der frag⸗ 
lichen Jagd ſofort zu veranlaſſen. Von dieſer Entſcheidung iſt N. mit 
dem Beiſatze zu verſtändigen, daß die Beſchwerde, inſofern ſich ſelbe 
gegen die executive Hereinbringung des pro 1875 fälligen Jagdpacht⸗ 

ſchillings richtet, gegenſtandslos iſt, da unter der zu veranlaſſenden Her⸗ 
einbringung die im Civilrechtswege zu erfolgende Einklagung, keineswegs 
aber die im politiſchen Wege unzuläſſige executive Eintreibung des 
Jagdpachtſchillings, wie ſelbe für Steuerrückſtände beſteht, verſtanden 
werden kann.“ 

Durch dieſe Entſcheidung fühlte ſich die Gemeinde St. M. gekränkt 
und ergriff den Miniſterialrecurs, behauptete, daß es nicht im Belieben 
des Gemeindejagdpächters liege, die Relicitation der Gemeindejagdbarkeit 
auf feine Koften zu begehren, weil dadurch die Beſtimmung des § 6 
der Miniſt.⸗vdg. vom 15. December 1852, welche die Pachtdauer 
aus öffentlichen Rückſichten auf das Minimum von drei Jahren feſtſtelle, 
illuſoriſch gemacht werde. Und wenn jetzt N. den Pachtſchilling nicht ge⸗ 
zahlt habe, um die Auflöſung des Jagdpachtvertrages zu erzwingen, ſo 
verſtoße ſolches gegen den Rechtsgrundſatz, wonach Niemand aus der 
Nichterfüllung ſeiner Verbindlichkeiten einen Vortheil ziehen dürfe. Wei⸗ 
ters wird im Miniſterialrecurſe unter Hinweiſung auf § 13 des Jagd⸗ 
patentes vom Jahre 1849 und 8 9 der Miniſt.⸗Vdg. vom 15. Decem⸗ 
ber 1852 zu beweiſen geſucht, daß rückſtändige Jagdpachtſchillinge im 
politiſch⸗executiven Wege hereinzubringen ſeien. Das Recurspetit lautete 
auf Nichtgeſtattung der Relicitation der Jagd. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium gab über dieſen Recurs am 9. 
März 1876, 3. 2223 nachſtehende Entſcheidung: 

„Die Entſcheidung der Landesſtelle im Punkte der angeordneten 
Wiederverpachtung der fraglichen Gemeindejagd wird beſtätigt, nachdem 
N. mit der Entrichtung des fälligen Pachtſchillings über vier Wochen im 
Rückſtande geblieben war, ſomit der im § 8 der Mirniſt.⸗Vdg. vom 
15. December 1852 vorgeſehene Fall der neuerlichen Licitation des 
Pachtes thatſächlich eingetreten iſt. Da übrigens dieſe Maßregel auf 
Koſten und Gefahr des derzeitigen Pächters (N.) durchzuführen iſt, ſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß N. nicht nur für die allfälligen Koſten 
der neuen Licitationsvornahme, ſondern auch in dem Falle, als hierbei 
ein geringerer als der dermalige Pachtzins erzielt werden ſollte, für die 
daraus in der Zeitdauer für welche der Pachtvertrag von ihm einge⸗ 
gangen worden war, d. i. bis 1. Juli 1878 ſich ergebende Differenz 
des Pachtbetrages in Haftung bleibt. Sofern endlich in der angefochtenen 
Entſcheidung der Landesſtelle ausgeſprochen wurde, daß der rückſtändige 
Jagdpachtſchilling gegen den Pächter im Civilrechtswege einzuklagen und 
deſſen executive Eintreibung im politiſchen Wege unzuläſſig wäre, muß 
dieſe Anſicht als nicht richtig bezeichnet und erinnert werden, daß die 
Einbringung derartiger Ausſtände allerdings im Wege der politiſchen 
Execution zu erfolgen hat, und hieſür vor Allem die erlegte Pachtcaution 
in Anſpruch zu nehmen iſt“. E-e. 
Wenn ein politiſches Straferkenntniß die ſubſidäre Verpflichtung 
eines Dritten zum Schadenerſatze im Princip ausgeſprochen hat, 
fo kann es ſich vor dem Civilrichter nur mehr um die Bemeffung 

des Schadens handeln. 


Die P.'er Dampf⸗ und Segelſchifffahrts⸗Geſellſchaft belangte den 
Joſef P., Holzhändler in P., auf Zahlung eines Schadenerſatzbetrages 
von 45 Thalern, beziehungsweiſe 67 fl. 50 kr. in Silber, und zwar 
an Gewinnſtentgang, veranlaßt dadurch, daß durch unvorſichtiges Fahren 
des Steuermannes Johann M., welcher ein dem Geklagten Joſef P. 
gehöriges Holzfloß auf der Elbe führte, am 26. Auguſt 1872 der der 
genannten Geſellſchaft gehörige Kettendampfer Nr. 2 derart beſchädigt 
wurde, daß derſelbe einer drei Tage dauernden Reparatur unterzogen 
werden mußte, und ſonach während dieſer Zeit zu dem gewöhnlichen 
Dienſte, deſſen Durſchnittsreinertrag Kläger mit 15 Thalern berechnet, 
untauglich war. 

Das ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht der Alt⸗ und Neuſtadt Prag wies 
mit Urtheil vom 31. Juli 1875, Z. 30.283, die klagende Geſellſchaft 
ab und verurtheilte ſie in den Erſatz der auf 30 fl. 21 kr. gemäßigten 
Koſten dieſes Streites, aus folgenden Gründen: 
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Der Klagsanſpruch wird gerichtet gegen den Geklagten Joſef P., die Beſtätigung beigefügt, daß dieſes Erkenntniß in Rechtskraft er⸗ 


weil dieſer angeblich Eigenthümer des betreffenden Floßes und daher 
ſubſidiariſch zur Leiſtung des Schadenerſatzes verpflichtet ſei. Zur Be⸗ 
gründung dieſer Klagsforderung beruft ſich der Kläger zunächſt auf den 
§ 30 der Schifffahrts⸗ und Strompolizeiordnung vom 21. Februar 
1846, Nr. 44 der J. G. S., eine Beſtimmung, welche jedoch im 
vorliegenden Falle gar nicht angewendet werden kann, nachdem der 
citirte Paragraph nichts Anderes beſtimmt, als das für Geldſtrafen, 
welche Individuen der Schiffsmannſchaft für Uebertretungen der Strom⸗ 
polizeiordnung zuerkannt worden ſind, inſoferne weder dieſe Geldſtrafen, 
noch der ſubſidär zuerkannte Arreſt vollſtreckbar ſind, die Schiffsführer 
haften, ſowie auch das Schiff wieder für den Schiffsführer zu haften 
hat, ſonach der citirte Paragraph von einer Haftung für Schadenerſatz 
gar nicht ſpricht und auch den Eigenthümer des Schiffes gar nicht er⸗ 
wähnt, welcher mit dem Schiffsführer keinesweg identiſch iſt, wie dies 
aus § 23 der citirten Strompolizei⸗Ordnung hervorgeht. Ebenſowenig 
gegründet erſcheint aber das Klagsbegehren nach den Beſtimmungen des 
allgemeinen Civilrechtes. Nach 8 1315 a. b. G. B. haftet allerdings 
Derjenige, welcher zu einem Geſchäfte eine untüchtige Perſon beſtellt 
hat, für den Schaden, welchen ein Dritter hierdurch erlitten hat; was 
aber den Umfang der Erſatzverbindlichkeit anbelangt, jo beſtimmen 
diesfalls die SS 1324 und 1331 a. b. G. B., daß nur im Falle 
eines aus böſer Abſicht oder auffallender Sorgloſigkeit verurſachten 
Schadens der Beſchädigte volle Genugthuung, alſo Erſatz des damnum 
emergens und lucrum cessans, zu fordern berechtigt ſei, während in 
den übrigen Fällen blos die eigentliche Schadloshaltung, Erſatz des 
damnum emergens, gefordert werden könne, und es würde ſonach im 
vorliegenden Falle, da es dem Kläger nicht gelungen iſt, zu erweiſen, 
daß dem Geklagten bei der Beſtellung des Flößers Johann M. eine 
böſe Abficht oder auffallende Sorgloſigkeit zur Laſt fiel, vom Geklagten 
überhaupt nicht der Erſatz des Gewinnſtentganges, ſondern höchſtens 
der Erſatz des wirklich verurſachten Schadens gefordert werden können. 
Zugleich muß hier darauf hingewieſen werden, daß, wenn auch durch 
das Erkenntniß der competenten Strafbehörde erwieſen vorliegt, daß 
dem Steuermann Johann M. bei der Beſchädigung des Dampfers ein 
Verſehen zur Laſt fiel, damit doch durchaus nicht erkannt worden iſt, 
daß Johann M. überhaupt eine zum Steuermanne untüchtige Perſon 
ſei, da eine einmalige Nachläſſigkeit die Befähigung für einen Poſten 
noch nicht ausſchließt, ſonach Seitens des Klägers keineswegs erwieſen 
wurde, daß dem Geklagten Joſef P. auch nur ein leichtes Verſehen 
im vorliegenden Falle zur Laſt zu legen ſei. Hiernach erſcheint der 
klägeriſche Anſpruch als geſetzlich zur Gänze ungegründet. 

Auf Appellation der Klägerin hat das k. k. böhm. Oberlandes⸗ 
gericht mit Erkenntniß vom 4. October 1875, Z. 23731, das erſt⸗ 
richterliche Urtheil abgeändert und den Geklagten zur Zahlung des ein⸗ 
geklagten Betrages nebſt ſechsprocentigen Saumſalzinſen vom Tage der 
Klage und der Koſten erſter und zweiter Inſtanz in gemäßigten Be⸗ 
trägen per 27 fl. 39 kr. und 27 fl. 8 kr verſällt, wenn die klagende 
Geſellſchaft durch den freiwilligen Vertretungsleiſter Martin J. den in 
dieſem Urtheile normirten Schätzungseid ablegt. 

Auf das Reviſionsbegehren des Geklagten hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit der Entſcheidung vom 9. März 1876, Z. 13144, ex 
1875, das obergerichtliche Urtheil mit dem Beiſatze beſtätigt, daß der 
zugelaſſene Schätzungseid binnen 14 Tagen, vom Tage der Zuſtellung 
dieſes obergerichtlichen Erkenntniſſes gerechnet, anzutreten ſei, und den 
Geklagten mit dem Anſpruche auf Erſatz der Reviſionskoſten abgewieſen, 
aus nachſtehenden Gründen: 

Mit dem Straferkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft zu 
Tetſchen vom 31. December 1872 wurde aus Anlaß des am 26. Au⸗ 
guſt 1872 erfolgten Anfahrens mit einem Holzfloße an das Ketten⸗ 
dampfſchiff der P. er Dampf⸗ und Segelſchifffahrts⸗Geſellſchaft der Floß⸗ 
ſteuermann Johann M. zu einer Geldſtrafe von 10 fl., zum Erſatze 
des dem Kettendampfſchiffe der P.er Schifffahrts⸗Geſellſchaſt zugefügten 
Schadens, und zwar der nachgewieſenen Reparaturskoſten per 52 Thlr. 
19 Groſchen, und des im Civilrechtswege ſicherzuſtellenden Verdienſt⸗ 
entganges verurtheilt, und zugleich für die Einbringlichmachung der 
Geldſtrafe und des Schadenerſatzes nach 8 30 der Strompolizeiordnung 
der Holzhändler Joſef P. als Eigenthümer des Holzfloſſes haftend er⸗ 
klärt. Dieſes Straferkenntniß wurde über Recurs des Johann M. als 
des Joſef P. mit der k. k. Statthalterei⸗Erledigung vom 18. April 
1873 beſtätigt und iſt überdies der hievon erlaſſenen Verſtändigung 
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wachſen und executionsfähig iſt. Durch dieſes Straferkenntniß wurde 
bereits die Verpflichtung des Johann M. zum Erſatze des Verdienſt⸗ 
entganges, ſowie die Haftungspflicht des Joſef P. für die Einbringlich⸗ 
machung dieſer Erſatzforderung rechtskräftig ausgeſprochen, und bedarf 
daher das Forderungsrecht ſelbſt keines weiteren Beweiſes; nur die 
Sicherſtellung des Verdienſtentganges wurde dem Civilrechtswege vor⸗ 
behalten. Nun iſt ſowohl durch das erwähnte Straferkenntniß, als durch 
die Ausſagen der Zeugen Wenzel S., Ignaz H. und Earl H. erwieſen, 
daß durch den am 26. Auguſt 1872 erfolgten Zuſammenſtoß des 
Holzfloſſes mit dem Dampſſchiffe der klagenden Geſellſchaſt eine Be⸗ 
ſchädigung des Dampfſchiffes ſtattgefunden habe, welche eine Reparatur 
desſelben nothwendig machte, während welcher das Schiff nicht ver⸗ 
wendet werden konnte, und fomit der klagenden Geſellſchaft der mit 
dieſem Schiffe zu erzielende Verdienſt entgangen iſt. Hiedurch iſt er⸗ 
wieſen, daß die klagende Geſellſchaft einen Verdienſtentgang erlitten habe, 
weßhalb fie nach $ 217 a. G. O. zuzulaſſen iſt, die Höhe des durch 
dieſen Verdienſtentgang erlittenen Schadens durch den Schätzungseid zu 
erweiſen. Den durch den Schätzungseid zu erweiſenden Betrag iſt aber 
die klagende Geſellſchaft gegen den Geklagten Joſef P. anzuſprechen 
berechtigt, weil Joſef P. durch das Straferkenntniß der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft zu Tetſchen ſür den der klagenden Geſellſchaft durch 
den Zuſammenſtoß am 26. Auguſt 1872 zugefügten Schaden haftend 
erklärt wurde, und durch die Erledigung der Bezirkshauptmannſchaft zu 
Tetſchen vom 21. März 1874 die Vermögensloſigkeit des in erſter 
Linie erſatzpflichtigen Steuermannes Johann M. und die hieraus ſich 
ergebende Unthunlichkeit, den durch den Schätzungseid zu erweiſenden 
Verdienſtentgang per 45 Thaler von demſelben hereinzubringen, nach⸗ 
gewieſen iſt. Die Verurtheilung des Geklagten zum Erſatze der Koſten 
erſter und zweiter Inſtanz für den Fall der Ablegung des Schätzungs⸗ 
eides iſt nach SS 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 
R. G. Bl. eine Folge feiner Sachfälligkeit. Jur. Bl. 


Literatur. 


Die öſterreichiſchen Verfaſſungs⸗ und Staatsgrundgeſetze und 
die zur Ausführung derſelben erlaſſenen Geſetze und Verordnungen 
ſammt den Landesverfaſſungen. Prag, Druck und Verlag von H. 
Merey 1876. 5. Band der commentirten Handausgabe der öſterreichiſchen 
Reichsgeſetze. 8. 551 S. Pr. 2 fl. 55 kr. 


Allgemein bekannt iſt der Mangel einer Sammlung der öſterreichiſchen 
Verfaſſungsgeſetze, welche allen Anforderungen bezüglich der Genauigkeit, Voll⸗ 
ſtändigkeit und Brauchbarkeit entſpricht, und eben ſo allgemein iſt das Bedürfniß 
für eine ſolche Sammlung. Die Ankündigung des obgenannten Werkes hat uns 
daher ſehr erfreut. Doch ſagen wir es nur gleich heraus, als wir es in die Hand 
bekamen, wurden unſere Hoffnungen und wahrlich berechtigten Wünſche ſtark 
getäuſcht. 

Da iſt einmal die Anlage des Buches, welche uns nicht befriedigt. Es 
umfaßt nämlich nicht bloß die geltenden Geſetze, ſondern nimmt in einer be⸗ 
ſonderen Abtheilung: „Urkunden zur öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſchichte“, auch 
aufgehobene Geſetze und verſtreut im Gefetzestext einzelne Gründeangaben auf, 
warum bei der Schlußfaſſung von dem Geſetzentwurfe abgewichen wurde. Dieſe 
Aufnahmen wären freilich recht verdienſtlich, wenn ſie nur vollſtändig und genau 
wären. Aber es fehlt einmal eine große Anzahl von hiſtoriſch wichtigen Geſetzen: 
die Laudesordnungen vom Jahre 1849, 1850 und 1860, das ſogenannte 
Siſtirungsgeſetz von 1865 (R. G. Bl. Nr. 89), das Gefetz über die Einſetzung 
eines Staatsrathes 1861 (R. G. Bl. Nr. 22) u. ſ. w. und wie kann ferner 
von einer dem Rechtsſtudium dienlichen Sammlung die Rede ſein, wenn kein 
einziger Entwurf, kein einziger Motivenbericht, kein Commentar in wiſſenſchaft⸗ 
lichem Sinne aufgenommen iſt. Ueberdem erſcheint die pragmatiſche Sanction 
unter einem falſchen Datum, nämlich dem vom 6. December 1724, welches ſich 
bloß auf dem nach den Niederlanden entſendeten Exemplare befand; und ebenſo 
iſt die Verfaſſung von 1848 fälſchlich wiederholt unterm 26. April 1848 eitirt. 
Auf dieſe Weiſe iſt alſo für eine wiſſenſchaftliche Sammlung, die dem geſchicht⸗ 
lichen Studium dienen ſoll, viel zu wenig, für den praktiſchen Handgebrauch 
jedoch viel zu viel geleiſtet. 

Auch die Eintheilung der Arbeit, die doch Ueberſichtlichkeit bewirken 
ſoll, iſt keine glückliche. Wir finden da z. B. Geſetze über die ſtaatsrechtliche 


Stellung des Kaiſers unter der Abtheilung, „A. Organismus des Staates“ 
auf S. 100 und wiederum unter der Abtheilung „b. Regierungsrecht“ auf 
S. 469, oder Geſetze über die Reichs vertretung unter der Abtheilung a S 
103—249 und unter der Abtheilung „e. Rechtscontrole der Staatsgewalt“ 
S. 471— 477. — 


Noch mangelhafter iſt jedoch die Vollſtändigkeit der Sammlung. Von 
den am Titel verſprochenen Verordnungen finden wir eine Einzige, die des 
Geſammtminiſteriums, betreffend die Geſchäftsordnung des Reichsgerichtes (S. 480). 
Die wichtige Verordnung über den Vollzug der den Uebertritt von einer Kirche 
oder Religionsgeſellſchaft zur andern regelnden Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 13) iſt z. B. weggelaſſen. Es fehlen aber 
auch wichtige geltende Verfaſſungsgeſetze, z. B. das Geſetz über die Taggelder 
und Reiſegebühren der Mitglieder der reichsräthlichen Delegation bei deren 
Einberufung an einen Ort außerhalb Wiens (11. März 1875, R. G. Bl. 
Nr. 23); alle beſonderen Gemeindeordnungen und Gemeindewahlordnungen; 
jegliches Geſetz über Trieſt's Verſaſſung und Vertretung und eine große Anzahl 
von Gefetzen in der Partie „V. die Landesvertretungen“ S. 250— 371. 

Dieſe Partie iſt überhaupt als die mißlungenſte der ganzen Arbeit zu 
bezeichnen. Schon die Art der Darſtellung der Landesordnungen bietet Anlaß 
zum Tadel. Indem nämlich der Text der niederbſterreichiſchen Landesordnung 
zu Grunde gelegt und im normalen Druck angeführt iſt, werden in den An⸗ 
merkungen zu jedem Paragraphen in Kleindruck nur die abweichenden Paragraphe 
der anderen Landesordnungen gegeben, ſo daß dort, wo eine ſolche Citirung der 
anderen Landesordnungen fehlt, angenommen werden muß, fie ſeien mit der 
Niederöſterreichs gleichlautend. Wenn nun einzelne Paragraphen in einigen 
Landesordnungen fehlen, wie z. B. der dem $ 29 der niederöſterr. L. O. ent⸗ 
ſprechende Paragraph in jenen von Salzburg, Vorarlberg, Küſtenland, Dalmatien 
und Bukowina, fo muß durch dieſe Form der Darſtellung der Leſer irregeſührt 
werden und glauben, daß der betreffende Paragraph auch in den anderen Landes⸗ 
ordnungen exiſtire und zwar gleichlautend mit dem der Landesordnung von 
Niederöſterreich. Eine den Zweifel aufhebende Bemerkung iſt, wie überhaupt, auch 
bei 8 29 nicht gemacht. Ein aus der gleichen Urſache hervorgehender Fehler iſt 
der, daß § 18 der Tiroler Landesordnung, in der That mit dem angeführten 8 18 
der Vorarlberger Landesordnung gleichlautend, als übereinſtimmend mit § 18 der 
niederöſterreichiſchen angenommen werden muß, weil er eben nicht angeführt 
ift. 8 18 normirt übrigens den Wirkungskreis der Landtage, es iſt alſo hier ein 
Fehler ſehr auffallend. Aehnlich muß § 13 als bei allen Landesordnungen 
gleichlautend angeſehen werden, was wiederum nicht der Fall iſt. — Ein Beweis 
der Flüchtigkeit iſt auch die Angabe der 88 1 und 2 L. O. des Küſtenlandes als 
8 1 und die folgende falſche Citirung aller Paragraphe dieſer Landes⸗Ordnung 
bis § 29; ferner die falſche Citirung der Paragraphe der Landes⸗Ordnungen von 
Salzburg, Vorarlberg, Dalmatien und der Bukowina von $ 29 an, welche alle 
um eine Nummer zu hoch citirt werden. 

Bei den Landesordnungen wird im Eingange verſprochen, ſie mit allen 
Abänderungsgeſetzen zu geben (S. 251), nichts deſtoweniger ſind von den 
29 bis Ende 1874 bekanntgemachten Geſetzen nur 2 angeführt. (S. 252, 269, 
313). Es fehlen die Geſetze über die Vermehrung der ſtädtiſchen Abgeordneten⸗ 
gruppe in Iſtrien um 3 Mitglieder; über die Ertheilung einer Virilſtimme an 
den Biſchof von Krakau; für die Fälle, wo ein Abgeordneter zu einer Strafe 
verurtheilt wird, oder ſich in Unterfuchungshaft befindet; über den Mandats⸗ 
verluſt durch längeres, ungerechtfertiges Wegbleiben vor den Sitzungen u. ſ. w., 
alfo Geſetze, welche auf die Landesverfaſſungen vor weſentlichem Einfluß ſind. 

Bei den Landesordnungen endlich ſind, obgleich nach der Anlage alle 
erwartet werden müſſen, alle bis auf jene von Böhmen und Schleſien aus⸗ 
gelaſſen! Ein Anhang gibt dafür eine Ueberficht der Wahlbezirke in den einzelnen 
Ländern. 

Wir ſehen alſo, die vorliegende Sammlung entſpricht in mehr als einer 
Beziehung gerechten Anforderungen nicht und es iſt bei dem gewiß fühlbaren 
Mangel einer durchwegs brauchbaren Sammlung nur zu bedauern, daß der Ver⸗ 
leger keine Kraft gewonnen hat, welche der geſtellten Aufgabe mehr gewachſen 
geweſen wäre. Dr. F. v. Juraſchek. 


Kundmachung. 
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof in Wien wird ſeine Thätigkeit am 
2. Juli 1876 beginnen. 


Die Amtslocalitäten desſelben befinden ſich im I. Bezirke, Weihburggaſſe 
Nr. 22. 
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Das Einreichungsprotokoll wird vom 2. Juli 1876 an täglich von 9 
Uhr Morgens, au Werktagen bis 2 Uhr Nachmittags, an Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagen bis 12 Uhr Mittags offen gehalten werden. 
Wien, am 25. Juni 1876. 
Der Präſident 
des k. k. Verwaltungsgerichtshofes: 
Karl Freiherr v. Stählin. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hofſecretär Heinrich Komarek zum wirklichen Sectionsrathe beim 
oberſten Rechnungshofe und den Rechnungsrath Heinrich Wagner zum Hof⸗ 
ſecretär daſelbſt ernannt. . 

Seine Majeftät haben dem Miniſterialrathe und Director des Pofteurs- 
bureau im Handelsminiſterium Michael v. Fehringer anläßlich deſſen Pen⸗ 
ſionirung die Allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte des allgemeinen Krankenhauſes 
Dr. Guſtav Löbel den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Handelsminiſteriums Joſef 
Freiherrn v. Buſchmann taxfrei das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hof⸗ und Mini⸗ 
ſterialrathes bekleideten Sectionsrath Grafen Theofil Revertera zum wirklichen 
Hof⸗ und Miniſterialrathe und den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hof⸗ und Miniſterialſecretär Otto Löwenberg zum wirkl. Sections⸗ 
rathe, dann den Hof⸗ und Miniſterialconeipiſten Dr. J. Adalbert Edlen v. 
Fuchs zum wirklichen Hof⸗ und Miniſterialſecretär im Miniſterium des Aeußern 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath der Präſidialſection im Miniſterium 
des Aeußern Karl Freiherrn v. Krauß zum Hof⸗ und Miniſterialrathe extra 
statum ernannt und dem Sectionsrathe daſelbſt Gabriel Vavrik v. Heves den 
Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Fachrechnungs⸗Departementes 
für die Staatsſchuld, Sectionsrathe Franz Wyms tal den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

2 Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär des Miniſteriums des Innern 
Clemens Edlen v. Pflügl zum Statthaltereirathe bei der nied. öſterr. Statt⸗ 
halterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Salonich 
in Verwendung ſtehenden k. und k. Viceconſul Karl Gſiller das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Raimund Hoèevar 
zum Regierungsſecretär in Krain ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpector bei der 
Statthalterei Johann Salzer zum Forſtrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Bergcommiſſäre Emanuel Riedl in Cilli 
und Johann Tuscany in Komotau zu Oberbergeommiffären, dann die Adjuncten 
Franz Gabriel in Brüx und Dr. Martin Ruch in Cilli zu Bergcommiſſären 
unter Belaſſung auf ihren dermaligen Dienſtſtationen ernannt. 

Der Miniſterpräfident hat den Official im k. k. Miniſterium des Innern 
Theodor Exel zum Hilfsämterdirector und den Official des Miniſterrathspräſi⸗ 
diums Joſef Karſch zum Hilfsämterdirectionsadjuncten beim Verwaltungsge⸗ 
richtshofe ernannt. 

Der Minifterpräfident hat den Miniſterialconcipiſten im Miniſterraths⸗ 
präſidium Guſtav Prinzen v. Thurn und Taxis zum Miniſterial⸗Viceſecretär 
ebendaſelbſt ernannt. 


küſtenländiſchen 


Erledigungen. 


Oberförſtersſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in 
Gmunden in der neunten eventuell eines Förſters in der zehnten Rangsclaſſe bis 
8. Juli. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 19. Juli 
(Amtsbl. Nr. 137.) 

Forſtelevenſtelle bei der . Forſt und Do mänendirection mit 
500 fl. Adjutum, bis 2. Juli. (Autsbl. Nr. 137.) 

Conceptsprakticantenſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit 600 fl. Adjutum 
eventuell 800 fl., bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Kanzliſtenſtelle im Status der Verwaltungsbeamten der drei k. k. Wiener 
Krankenanſtalten in der eilften Rangsclaſſe, bis 1. Juli. (Amtsbl. Nr. 139.) 
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